
1.1 Deutsches Reich/Preußen 

1.1.1 Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich 

[Reichskonkordat]
1
 

Vom 20.07.1933 (RGBl. II S. 679), in Kraft seit 10.09.1933 

Seine Heiligkeit Papst Pius XI. und der Deutsche Reichspräsident, von dem gemeinsamen Wunsche 

geleitet, die zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich bestehenden freundschaftlichen 

Beziehungen zu festigen und zu fördern, gewillt das Verhältnis zwischen der katholischen Kirche und 

dem Staat für den Gesamtbereich des Deutschen Reiches in einer beide Teile befriedigenden Weise 

dauernd zu regeln, haben beschlossen, eine feierliche Übereinkunft zu treffen, welche die mit 

einzelnen deutschen Ländern abgeschlossenen Konkordate ergänzen und auch für die übrigen Länder 

eine in den Grundsätzen einheitliche Behandlung der einschlägigen Fragen sichern soll.  

Zu diesem Ziele haben Seine Heiligkeit Papst Pius XI. zu Ihrem Bevollmächtigten Seine Eminenz den 

Hochwürdigsten Herrn Kardinal Eugen Pacelli, Ihren Staatssekretär, und der Deutsche 

Reichspräsident zum Bevollmächtigten den Vizekanzler des Deutschen Reiches, Herrn Franz von 

Papen, ernannt, die, nachdem sie ihre beiderseitigen Vollmachten ausgetauscht und in guter und 

gehöriger Form befunden haben, über folgende Artikel übereingekommen sind:  

Artikel 1 [Bekenntnisfreieheit; innerkirchliche Autonomie] 

Das Deutsche Reich gewährleistet die Freiheit des Bekenntnisses und der öffentlichen Ausübung der 

katholischen Religion.  

Es anerkennt das Recht der katholischen Kirche, innerhalb der Grenzen des für alle geltenden 

Gesetzes, ihre Angelegenheiten selbständig zu ordnen und zu verwalten und im Rahmen ihrer 

Zuständigkeit für ihre Mitglieder bindende Gesetze und Anordnungen zu erlassen. 

Artikel 2 [Länderkonkordate] 

Die mit Bayern (1924), Preußen (1929) und Baden (1932) abgeschlossenen Konkordate bleiben 

bestehen und die in ihnen anerkannten Rechte und Freiheiten der katholischen Kirche innerhalb der 

betreffenden Staatsgebiete unverändert gewahrt. Für die übrigen Länder greifen die in dem 

vorliegenden Konkordat getroffenen Vereinbarungen in ihrer Gesamtheit Platz. Letztere sind auch für 

die obengenannten drei Länder verpflichtend, soweit sie Gegenstände betreffen, die in den 

Länderkonkordaten nicht geregelt wurden oder soweit sie die früher getroffene Regelung ergänzen.  

In Zukunft wird der Abschluß von Länderkonkordaten nur im Einvernehmen mit der Reichsregierung 

erfolgen. 

Artikel 3 [Apostolicsher Nuntius] 

Um die guten Beziehungen zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich zu pflegen, wird 

wie bisher ein apostolischer Nuntius in der Hauptstadt des Deutschen Reiches und ein Botschafter des 

Deutschen Reiches beim Heiligen Stuhl residieren.  

                                                           
1
 Das Konkordat und das Schlussprotokoll sind gemäß Artikel 34 des Konkordats am 10. September 1933 in 

Kraft getreten (Bekanntmachung vom 12.9.1933, RGBl. II S. 679). Siehe dazu das Gesetz zur Durchführung des 

Reichskonkordats vom 12. September 1933 (RGBl. I S. 625). 



 

Artikel 4 [Innerkirchliche Beziehungen und Veröffentlichungen] 

Der Heilige Stuhl genießt in seinem Verkehr und seiner Korrespondenz mit den Bischöfen, dem 

Klerus und den übrigen Angehörigen der katholischen Kirche in Deutschland volle Freiheit. Dasselbe 

gilt für die Bischöfe und sonstigen Diözesanbehörden für ihren Verkehr mit den Gläubigen in allen 

Angelegenheiten ihres Hirtenamtes.  

Anweisungen, Verordnungen, Hirtenbriefe, amtliche Diözesanblätter und sonstige die geistliche 

Leitung der Gläubigen betreffende Verfügungen, die von den kirchlichen Behörden im Rahmen ihrer 

Zuständigkeit (Art. 1 Abs. 2) erlassen werden, können ungehindert veröffentlicht und in den bisher 

üblichen Formen zur Kenntnis der Gläubigen gebracht werden.  

Artikel 5 [Schutz der Geistlichen] 

In Ausübung ihrer geistlichen Tätigkeit genießen die Geistlichen in gleicher Weise wie die 

Staatsbeamten den Schutz des Staates. Letzterer wird gegen Beleidigungen ihrer Person oder ihrer 

Eigenschaft als Geistliche sowie gegen Störungen ihrer Amtshandlungen nach Maßgabe der 

allgemeinen staatlichen Gesetzgebung vorgehen und im Bedarfsfall behördlichen Schutz gewähren.  

Artikel 6 [Freistellung von öffentlichen Ämtern] 

Kleriker und Ordensleute sind frei von der Verpflichtung zur Übernahme öffentlicher Ämter und 

solcher Obliegenheiten, die nach den Vorschriften des kanonischen Rechtes mit dem geistlichen 

Stande bzw. dem Ordensstande nicht vereinbar sind. Dies gilt insbesondere von dem Amt eines 

Schöffen, eines Geschworenen, eines Mitglieds der Steuerausschüsse oder der Finanzgerichte. 

Artikel 7 [Vorbehalt des Nihil obstat] 

Zur Annahme einer Anstellung oder eines Amtes im Staat oder bei einer von ihm abhängigen 

Körperschaft des öffentlichen Rechtes bedürfen Geistliche des Nihil obstat ihres Diözesanordinarius 

sowie des Ordinariats des Sitzes der öffentlich-rechtlichen Körperschaft. Das Nihil obstat ist jederzeit 

aus wichtigen Gründen kirchlichen Interesses widerrufbar.  

Artikel 8 [Vollstreckungsfreiheit] 

Das Amtseinkommen der Geistlichen ist in gleichem Maße von der Zwangsvollstreckung befreit wie 

die Amtsbezüge der Reichs- und Staatsbeamten.  

Artikel 9 [Beichtgeheimnis] 

Geistliche können von Gerichtsbehörden und anderen Behörden nicht um Auskünfte über Tatsachen 

angehalten werden, die ihnen bei Ausübung der Seelsorge anvertraut worden sind und deshalb unter 

die Pflicht der seelsorgerlichen Verschwiegenheit fallen.  

Artikel 10 [Mißbrauch geistlicher Kleidung] 

Der Gebrauch geistlicher Kleidung oder des Ordensgewandes durch Laien oder durch Geistliche oder 

Ordenspersonen, denen dieser Gebrauch durch die zuständige Kirchenbehörde durch endgültige, der 

Staatsbehörde amtlich bekanntgegebene Anordnung rechtskräftig verboten worden ist, unterliegt 

staatlicherseits den gleichen Strafen wie der Missbrauch der militärischen Uniform. 

Artikel 11 [Diözesen] 



Die gegenwärtige Diözesanorganisation und -zirkumskription der katholischen Kirche im Deutschen  

Reich bleibt bestehen. Eine in Zukunft etwa erforderlich erscheinende Neueinrichtung eines Bistums 

oder einer Kirchenprovinz oder sonstige Änderungen der Diözesanzirkumskription bleiben, so weit es 

sich um Neubildungen innerhalb der Grenzen eines deutschen Landes handelt, der Vereinbarung mit 

der zuständigen Landesregierung vorbehalten. Bei Neubildungen oder Änderungen, die über die 

Grenzen eines deutschen Landes hinausgreifen, erfolgt die Verständigung mit der Reichsregierung, der 

es überlassen bleibt, die Zustimmung der in Frage kommenden Länderregierungen herbeizuführen. 

Dasselbe gilt entsprechend für die Neuerrichtung oder Änderung von Kirchenprovinzen, falls mehrere 

deutsche Länder daran beteiligt sind. Auf kirchliche Grenzverlegungen, die lediglich im Interesse der 

örtlichen Seelsorge erfolgen, finden die vorstehenden Bedingungen keine Anwendung.  

Bei etwaigen Neugliederungen innerhalb des Deutschen Reiches wird sich die Reichsregierung 

zwecks Neuordnung der Diözesanorganisation und -zirkumskription mit dem Heiligen Stuhl in 

Verbindung setzen.  

Artikel 12 [Errichtung und Umwandlung kirchlicher Ämter] 

Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 11 können kirchliche Ämter frei errichtet und 

umgewandelt werden, falls Aufwendungen aus Staatsmitteln nicht beansprucht werden. Die staatliche 

Mitwirkung bei der Bildung und Veränderung von Kirchengemeinden erfolgt nach Richtlinien, die mit 

den Diözesanbischöfen vereinbart werden und für deren möglichst einheitliche Gestaltung die 

Reichsregierung bei den Länderregierungen wirken wird.  

Artikel 13 [Kirchliche Körperschaften des öffentlichen Rechts] 

Die katholischen Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände und Diözesanverbände, die 

Bischöflichen Stühle, Bistümer und Kapitel, die Orden und religiösen Genossenschaften sowie die 

unter Verwaltung kirchlicher Organe gestellten Anstalten, Stiftungen und Vermögensstücke der 

katholischen Kirche behalten bzw. erlangen die Rechtsfähigkeit für den staatlichen Bereich nach den 

allgemeinen Vorschriften des Rechts. Sie bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechts, soweit sie 

solche bisher waren; den anderen können die gleichen Rechte nach Maßgabe des für alle geltenden 

Gesetzes gewährt werden.  

Artikel 14 [Besetzung kirchlicher Ämter; Amtsfähigkeit] 

Die Kirche hat grundsätzlich das freie Besetzungsrecht für alle Kirchenämter und Benefizien ohne 

Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinden, soweit nicht durch die im Artikel 2 

genannten Konkordate andere Vereinbarungen getroffen sind. Bezüglich der Besetzung von 

Bischöflichen Stühlen findet auf die beiden Suffraganbistümer Rottenburg und Mainz wie auch für das 

Bistum Meißen die für den Metropolitansitz der Oberrheinischen Kirchenprovinz Freiburg getroffene 

Regelung entsprechende Anwendung. Das gleiche gilt für die erstgenannten zwei Suffraganbistümer 

bezüglich der Besetzung von domkapitularischen Stellen und der Regelung des Patronatsrechtes.  

Außerdem besteht Einvernehmen über folgende Punkte:  

1. Katholische Geistliche, die in Deutschland ein geistliches Amt bekleiden oder eine seel- 

sorgerliche oder Lehrtätigkeit ausüben, müssen:  

a) deutsche Staatsangehörige sein,  



b) ein zum Studium an einer deutschen höheren Lehranstalt berechtigendes Reifezeugnis 

erworben haben,  

c) auf einer deutschen staatlichen Hochschule, einer deutschen kirchlichen akademischen 

Lehranstalt oder einer päpstlichen Hochschule in Rom ein wenigstens dreijähriges philosophisch-

theologisches Studium abgelegt haben.  

2. Die Bulle für die Ernennung von Erzbischöfen, Bischöfen, eines Koadjutors cum iure 

successionis oder eines Praelatus nullius wird erst ausgestellt, nachdem der Name des dazu 

Ausersehenen dem Reichsstatthalter in dem zuständigen Lande mitgeteilt und festgestellt ist, daß 

gegen ihn Bedenken allgemein politischer Natur nicht bestehen.  

Bei kirchlichem und staatlichem Einvernehmen kann von den im Absatz 2, Ziffer 1 a, b und c 

genannten Erfordernissen abgesehen werden.  

Artikel 15 [Orden und religiöse Genossenschaften] 

Orden und religiöse Genossenschaften unterliegen in bezug auf ihre Gründung, Niederlassung, die 

Zahl und - vorbehaltlich Artikel 15 Absatz 2 - die Eigenschaften ihrer Mitglieder, ihre Tätigkeit in der 

Seelsorge, im Unterricht, in Krankenpflege und karitativer Arbeit, in der Ordnung ihrer 

Angelegenheiten und der Verwaltung ihres Vermögens staatlicherseits keiner besonderen 

Beschränkung.  

Geistliche Ordensobere, die innerhalb des Deutschen Reiches ihren Amtssitz haben, müssen die 

deutsche Staatsangehörigkeit besitzen. Provinz- und Ordensoberen, deren Amtssitz außerhalb des 

deutschen Reichsgebietes liegt, steht, auch wenn sie anderer Staatsangehörigkeit sind, das 

Visitationsrecht bezüglich ihrer in Deutschland liegenden Niederlassungen zu.  

Der Heilige Stuhl wird dafür Sorge tragen, daß für die innerhalb des Deutschen Reiches bestehenden 

Ordensniederlassungen die Provinzorganisation so eingerichtet wird, daß die Unterstellung deutscher 

Niederlassungen unter ausländische Provinzialobere tunlichst entfällt. Ausnahmen hiervon können im 

Einvernehmen mit der Reichsregierung zugelassen werden, insbesondere in solchen Fällen, wo die 

geringe Zahl der Niederlassungen die Bildung einer deutschen Provinz untunlich macht oder wo 

besondere Gründe vorliegen, eine geschichtlich gewordene und sachlich bewährte Provinzorganisation 

bestehen zu lassen.  

Artikel 16 [Bischöflicher Treueid] 

Bevor die Bischöfe von ihrer Diözese Besitz ergreifen, leisten sie in die Hand des Reichsstatthalters, 

in dem zuständigen Lande bzw. des Reichspräsidenten einen Treueid nach folgender Formel:  

»Vor Gott und auf die heiligen Evangelien schwöre und verspreche ich, so wie es einem Bischof 

geziemt, dem Deutschen Reich und dem Lande ... Treue. Ich schwöre und verspreche, die 

verfassungsmäßig gebildete Regierung zu achten und von meinem Klerus achten zu lassen. In der 

pflichtmäßigen Sorge um das Wohl und das Interesse des deutschen Staatswesens werde ich in 

Ausübung des mir übertragenen Amtes jeden Schaden zu verhüten trachten, der es bedrohen könnte.«  

Artikel 17 [Eigentum und andere Vermögensrechte] 

Das Eigentum und andere Rechte der öffentlich-rechtlichen Körperschaften, der Anstalten, Stiftungen 

und Verbände der katholischen Kirche an ihrem Vermögen werden nach Maßgabe der allgemeinen 

Staatsgesetze gewährleistet.  



Aus keinem irgendwie gearteten Grunde darf ein Abbruch von gottesdienstlichen Gebäuden erfolgen, 

es sei denn nach vorherigem Einvernehmen mit der zuständigen kirchlichen Behörde.  

Artikel 18 [Staatsleistungen an die katholische Kirche] 

Falls die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen an die 

katholische Kirche abgelöst werden sollten, wird vor der Ausarbeitung der für die Ablösung 

aufzustellenden Grundsätze rechtzeitig zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Reich ein 

freundschaftliches Einvernehmen herbeigeführt werden.  

Zu den besonderen Rechtstiteln zählt auch das rechtsbegründete Herkommen.  

Die Ablösung muss den Ablösungsberechtigten einen angemessenen Ausgleich für den Wegfall der 

bisherigen staatlichen Leistungen gewähren.  

Artikel 19 [Katholisch-theologicshe Fakultäten] 

Die katholisch-theologische Fakultäten an den staatlichen Hochschulen bleiben erhalten. Ihr 

Verhältnis zur kirchlichen Behörde richtet sich nach den in den einschlägigen Konkordaten und 

dazugehörenden Schlussprotokollen festgelegten Bestimmungen unter Beachtung der einschlägigen 

kirchlichen Vorschriften.  

Artikel 20 [Kirchliche Lehranstalten] 

Die Kirche hat das Recht, soweit nicht andere Vereinbarungen vorliegen, zur Ausbildung des Klerus 

philosophische und theologische Lehranstalten zu errichten, die ausschließlich von der kirchlichen 

Behörde abhängen, falls keine staatlichen Zuschüsse verlangt werden.  

Die Errichtung, Leitung und Verwaltung der Priesterseminare sowie der kirchlichen Konvikte steht, 

innerhalb der Grenzen des für alle geltenden Gesetzes, ausschließlich den kirchlichen Behörden zu.  

Artikel 21 [Religionsunterricht] 

Der katholische Religionsunterricht in den Volksschulen, Berufsschulen, Mittelschulen und höheren 

Lehranstalten ist ordentliches Lehrfach und wird in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der 

katholischen Kirche erteilt. Im Religionsunterricht wird die Erziehung zu vaterländischem, 

staatsbürgerlichem und sozialem Pflichtbewußtsein aus dem Geiste des christlichen Glaubens- und 

Sittengesetzes mit besonderem Nachdruck gepflegt werden, ebenso wie es im gesamten übrigen 

Unterricht geschieht. Lehrstoff und Auswahl der Lehrbücher für den Religionsunterricht werden im 

Einvernehmen mit der kirchlichen Oberbehörde festgesetzt. Den kirchlichen Oberbehörden wird 

Gelegenheit gegeben werden, im Einvernehmen mit der Schulbehörde zu prüfen, ob die Schüler 

Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den Lehren und Anforderungen der Kirche erhalten.  

Artikel 22 [Religionslehrer] 

Bei der Anstellung von katholischen Religionslehrern findet Verständigung zwischen dem Bischof 

und der Landesregierung statt. Lehrer, die wegen ihrer Lehre oder sittlichen Führung vom Bischof zur 

weiteren Erteilung des Religionsunterrichts für ungeeignet erklärt worden sind, dürfen, solange dies 

Hindernis besteht, nicht als Religionslehrer verwendet werden. 

Artikel 23 [Bekenntnisschulen] 



Die Beibehaltung und Neueinrichtung katholischer Bekenntnisschulen bleibt gewährleistet. In allen 

Gemeinden, in denen Eltern oder sonstige Erziehungsberechtigte es beantragen, werden katholische 

Volksschulen errichtet werden, wenn die Zahl der Schüler unter gebührender Berücksichtigung der 

örtlichen schulorganisatorischen Verhältnisse einen nach Maßgabe der staatlichen Vorschriften  

geordneten Schulbetrieb durchführbar erscheinen läßt.  

Artikel 24 [Lehrer an katholischen Schulen] 

An den katholischen Volksschulen werden nur solche Lehrer angestellt, die der katholischen Kirche 

angehören und Gewähr bieten, den besonderen Erfordernissen der katholischen Bekenntnisschule zu 

entsprechen.  

Im Rahmen der allgemeinen Berufsausbildung der Lehrer werden Einrichtungen geschaffen, die eine 

Ausbildung katholischer Lehrer entsprechend den besonderen Erfordernissen der katholischen 

Bekenntnisschule gewährleisten.  

Artikel 25 [Privatschulen; Zulassung zum Lehramt] 

Orden und religiöse Kongregationen sind im Rahmen der allgemeinen Gesetze und gesetzlichen 

Bedingungen zur Gründung und Führung von Privatschulen berechtigt. Diese Privatschulen geben die 

gleichen Berechtigungen wie die staatlichen Schulen, soweit sie die lehrplanmäßigen Vorschriften für 

letztere erfüllen.  

Für Angehörige von Orden oder religiösen Genossenschaften gelten hinsichtlich der Zulassung zum 

Lehramte und für die Anstellung an Volksschulen, mittleren oder höheren Lehranstalten die 

allgemeinen Bedingungen.  

Artikel 26 [Kirchliche Trauung vor Zivilbeamten] 

Unter Vorbehalt einer umfassenden späteren Regelung der eherechtlichen Fragen besteht 

Einverständnis darüber, daß, außer im Falle einer lebensgefährlichen, einen Aufschub nicht 

gestattenden Erkrankung eines Verlobten, auch im Falle schweren sittlichen Notstandes, dessen 

Vorhandensein durch die zuständige bischöfliche Behörde bestätigt sein muß, die kirchliche 

Einsegnung der Ehe vor der Ziviltrauung vorgenommen werden darf.
2
 Der Pfarrer ist in solchen Fällen 

verpflichtet, dem Standesamt unverzüglich Anzeige zu erstatten.  

                                                           
2
 Vgl. hierzu die „Feststellungen zur Auslegung des Artikels 26 des Reichskonkordats“ (Bulletin des Presse- und 

Informationsamtes der Bundesregierung Nr. 23 / 1957, S. 203): (...) 

1. Ein schwerer sittlicher Notstand, der die Vornahme der kirchlichen Einsegnung der Ehe vor der Ziviltrauung 

rechtfertigt, liegt nicht vor, wenn mit dem Vollzug der Ziviltrauung für die Nupturienten ausschließlich 

wirtschaftliche Nachteile verbunden wären. 

2. Nach Artikel 26 RK [Reichskonkordat] darf beim Vorliegen der dort vorgesehenen Umstände die kirchliche 

Einsegnung der Ehe vor der Ziviltrauung vorgenommen werden. In dieser Bestimmung wird vorausgesetzt, daß 

in den in ihr erwähnten Fällen die Ziviltrauung der kirchlichen Einsegnung der Ehe folgen soll. Daher ist diese 

Bestimmung nicht anwendbar, wenn die in dem Ansuchen der Nupturienten um Vornahme der kirchlichen 

Trauung vorgebrachten Gründe den Vollzug der Ziviltrauung nach der kirchlichen Einsegnung der Ehe 

ausschließen. 

Die im übrigen unter Vorbehalt der beiderseitigen Rechtsstandpunkte getroffene Vereinbarung läßt in Zukunft 

die Berufung auf Artikel 26 des Reichskonkordats bei Rentenkonkubinaten nicht zu, weil auch nach Auffassung 

des Heiligen Stuhls Artikel 26 RK nur in denjenigen Fällen Anwendung finden kann, in denen die Nupturienten 

beabsichtigen, sich nach der kirchlichen Einsegnung der Ehe vor dem Standesamt trauen zu lassen. Diese 

Voraussetzung wird aber bei Rentenkonkubinaten nicht erfüllt, weil die Nupturienten in diesen Fällen von 



Artikel 27 [Militärseelsorge] 

Der Deutschen Reichswehr wird für die zu ihr gehörenden katholischen Offiziere, Beamten und  

Mannschaften sowie deren Familien eine exemte Seelsorge zugestanden.  

Die Leitung der Militärseelsorge obliegt dem Armeebischof. Seine kirchliche Ernennung erfolgt durch 

den Heiligen Stuhl, nachdem letzterer sich mit der Reichsregierung in Verbindung gesetzt hat, um im 

Einvernehmen mit ihr eine geeignete Persönlichkeit zu bestimmen.  

Die kirchliche Ernennung der Militärpfarrer und sonstigen Militärgeistlichen erfolgt nach 

vorgängigem Benehmen der zuständigen Reichsbehörde durch den Armeebischof. Letzterer kann nur 

solche Geistliche ernennen, die von ihrem zuständigen Diözesanbischof die Erlaubnis zum Eintritt in 

die Militärseelsorge erhalten haben. Die Militärgeistlichen haben für die ihnen zugewiesenen Truppen 

und Heeresangehörigen Pfarrrechte.  

Die näheren Bestimmungen über die Organisation der katholischen Heeresseelsorge erfolgen durch ein 

Apostolisches Breve. Die Regelung der beamtenrechtlichen Verhältnisse erfolgt durch die 

Reichsregierung.  

Artikel 28 [Krankenhaus- und Anstaltsseelsorge] 

In Krankenhäusern, Strafanstalten und sonstigen Häusern der öffentlichen Hand wird die Kirche im 

Rahmen der allgemeinen Hausordnung zur Vornahme seelsorgerlicher Besuche und gottesdienstlicher 

Handlungen zugelassen. Wird in solchen Anstalten eine regelmäßige Seelsorge eingerichtet und 

müssen hierfür Geistliche als Staats- oder sonstige öffentliche Beamte eingestellt werden, so geschieht 

dies im Einvernehmen mit der kirchlichen Oberbehörde.  

Artikel 29 [Katholische Angehörige nichtdeutscher Abstammung] 

Die innerhalb des Deutschen Reiches wohnhaften katholischen Angehörigen einer nichtdeutschen 

völkischen Minderheit werden bezüglich der Berücksichtigung ihrer Muttersprache in Gottesdienst, 

Religionsunterricht und kirchlichem Vereinswesen nicht weniger günstig gestellt werden, als der 

rechtlichen und tatsächlichen Lage der Angehörigen deutscher Abstammung und Sprache innerhalb 

des Gebietes des entsprechenden fremden Staates entspricht.  

Artikel 30 [Pflichtgebet] 

An den Sonntagen und den gebotenen Feiertagen wird in den Bischofskirchen sowie in den Pfarr-, 

Filial- und Klosterkirchen des Deutschen Reiches im Anschluß an den Hauptgottesdienst, 

entsprechend den Vorschriften der kirchlichen Liturgie, ein Gebet für das Wohlergehen des Deutschen 

Reiches und Volkes eingelegt.  

Artikel 31 [Katholische Organisationen und Verbände] 

Diejenigen katholischen Organisationen und Verbände, die ausschließlich religiösen, rein kulturellen 

und karitativen Zwecken dienen und als solche der kirchlichen Behörde unterstellt sind, werden in 

ihren Einrichtungen und in ihrer Tätigkeit geschützt.  

                                                                                                                                                                                     
vornherein die standesamtliche Eheschließung umgehen und zwecks Erhaltung ihrer Renten allein die kirchliche 

Trauung vornehmen wollen. 



Diejenigen katholischen Organisationen, die außer religiösen, kulturellen oder karitativen Zwecken 

auch anderen, darunter auch sozialen oder berufsständischen Aufgaben dienen, sollen, unbeschadet 

einer etwaigen Einordnung in staatliche Verbände, den Schutz des Artikel 31 Absatz 1 genießen, 

sofern sie Gewähr dafür bieten, ihre Tätigkeit außerhalb jeder politischen Partei zu entfalten.  

Die Feststellung der Organisationen und Verbände, die unter die Bestimmungen dieses Artikels fallen, 

bleibt vereinbarlicher Abmachung zwischen der Reichsregierung und dem deutschen Episkopat 

vorbehalten.  

Insoweit das Reich und die Länder sportliche oder andere Jugendorganisationen betreuen, wird Sorge 

getragen werden, daß deren Mitglieder die Ausübung ihrer kirchlichen Verpflichtungen an Sonn- und 

Feiertagen regelmäßig ermöglicht wird und sie zu nichts veranlaßt werden, was mit ihren religiösen 

und sittlichen Überzeugungen und Pflichten nicht vereinbar wäre.  

Artikel 32 [Ausschluss parteipolitischer Betätigung] 

Auf Grund der in Deutschland bestehenden besonderen Verhältnisse wie im Hinblick auf die durch die 

Bestimmungen des vorstehenden Konkordats geschaffenen Sicherungen einer die Rechte und 

Freiheiten der katholischen Kirche im Reich und seinen Ländern wahrenden Gesetzgebung erläßt der 

Heilige Stuhl Bestimmungen, die für die Geistlichen und Ordensleute die Mitgliedschaft in politischen 

Parteien und die Tätigkeit für solche Parteien ausschließen.  

Artikel 33 [Kanonisches Recht; Auslegung des Konkordats] 

Die auf kirchliche Personen oder kirchliche Dinge bezüglichen Materien, die in den vorstehenden 

Artikeln nicht behandelt wurden, werden für den kirchlichen Bereich dem geltenden kanonischen 

Recht gemäß geregelt.  

Sollte sich in Zukunft wegen der Auslegung oder Anwendung einer Bestimmung dieses Konkordats 

irgendeine Meinungsverschiedenheit ergeben, so werden der Heilige Stuhl und das Deutsche Reich im 

gemeinsamen Einvernehmen eine freundschaftliche Lösung herbeiführen. 

Artikel 34 [Ratifikation und Inkrafttreten] 

Das vorliegende Konkordat, dessen deutscher und italienischer Text gleiche Kraft haben, soll 

ratifiziert und die Ratifikationsurkunden ausgetauscht werden. Es tritt mit dem Tag ihres Austausches 

in Kraft.  

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten dieses Konkordat unterzeichnet.  

Geschehen in doppelter Urschrift. 

In der Vatikanstadt, am 20. Juli 1933 

Franz von Papen 

Eugenio Cardinale Pacelli 

Schlussprotokoll
3
 

Zu Artikel 3 

                                                           
3
 Anm.: Das Schlussprotokoll bildet einen „integrierenden Bestandteil des Konkordats selbst“. 



Der Apostolische Nuntius beim Deutschen Reich ist, entsprechend dem Notenwechsel zwischen der 

Apostolischen Nuntiatur in Berlin und dem Auswärtigen Amt vom 11. und 27. März 1930, Doyen des 

dort akkreditierten Diplomatischen Korps. 

Zu Artikel 13 

Es besteht Einverständnis darüber, daß das Recht der Kirche, Steuern zu erheben, gewährleistet bleibt. 

 

Zu Artikel 14 Absatz 2 Ziffer 2 

Es besteht Einverständnis darüber, daß, sofern Bedenken allgemein politischer Natur bestehen, solche 

in kürzester Frist vorgebracht werden. Liegt nach Ablauf von 20 Tagen eine derartige Erklärung nicht 

vor, so wird der Heilige Stuhl berechtigt sein anzunehmen, daß Bedenken gegen den Kandidaten nicht 

bestehen. Über die in Frage stehenden Persönlichkeiten wird bis zur Veröffentlichung der Ernennung 

volle Vertraulichkeit gewahrt werden. Ein staatliches Vetorecht soll nicht begründet werden. 

Zu Artikel 17 

Soweit staatliche Gebäude oder Grundstücke Zwecken der Kirche gewidmet sind, bleiben sie diesen, 

unter Wahrung etwa bestehender Verträge, nach wie vor überlassen.  

Zu Artikel 19 Satz 2 

Die Grundlage bietet zur Zeit des Konkordatsabschlusses besonders die Apostolische Konstitution 

"Deus scientiarum Dominus" vom 24. Mai 1931 und die Instruktion vom 7. Juli 1932. Die 

Reichsregierung wird sich angelegen sein lassen, für sämtliche in Frage kommende katholische 

Fakultäten Deutschlands eine der Gesamtheit der einschlägigen Bestimmungen entsprechende 

einheitliche Praxis zu sichern. 

Zu Artikel 20 

Die unter Leitung der Kirche stehenden Konvikte an Hochschulen und Gymnasien werden in 

steuerrechtlicher Hinsicht als wesentliche kirchliche Institutionen im eigentlichen Sinne und als 

Bestandteil der Diözesanorganisation anerkannt.  

Zu Artikel 24  

Soweit nach Neuordnung des Lehrerbildungswesens Privatanstalten in der Lage sind, den allgemein 

geltenden staatlichen Anforderungen für Ausbildung von Lehrern oder Lehrerinnen zu entsprechen, 

werden bei ihrer Zulassung auch bestehende Anstalten der Orden und Kongregationen entsprechend 

berücksichtigt werden.  

Zu Artikel 26 

Ein schwerer sittlicher Notstand liegt vor, wenn es auf unüberwindliche oder nur mit 

unverhältnismäßigem Aufwand zu beseitigende Schwierigkeiten stößt, die zur Eheschließung 

erforderlichen Urkunden rechtzeitig beizubringen. 

Zu Artikel 27 Absatz 1 

Die katholischen Offiziere, Beamten und Mannschaften sowie deren Familien gehören nicht den 

Ortsgemeinden an und tragen nicht zu deren Lasten bei. 



Zu Artikel 27 Absatz 4 

Der Erlaß des Apostolischen Breve erfolgt im Benehmen mit der Reichsregierung. 

Zu Artikel 28  

In dringenden Fällen ist der Zutritt dem Geistlichen jederzeit zu gewähren.  

 

Zu Artikel 29 

Nachdem die deutsche Reichsregierung sich zu dem Entgegenkommen in Bezug auf nichtdeutsche 

Minderheiten bereitgefunden hat, erklärt der Heilige Stuhl, in Bekräftigung seiner stets vertretenen 

Grundsätze bezüglich des Rechtes der Muttersprache in der Seelsorge, im Religionsunterricht und im 

katholischen Vereinsleben, bei künftigen konkordatären Abmachungen mit anderen Ländern auf die 

Aufnahme einer gleichwertigen, die Rechte der deutschen Minderheiten schützende Bestimmung 

Bedacht nehmen zu wollen. 

Zu Artikel 31 Absatz 4 

Die in Artikel 31 Absatz 4 niedergelegten Grundsätze gelten auch für den Arbeitsdienst. 

Zu Artikel 32  

Es herrscht Einverständnis darüber, daß vom Reich bezüglich der nichtkatholischen Konfessionen 

gleiche Regelungen betreffend parteipolitischer Betätigung veranlaßt werden.  

Das den Geistlichen und Ordensleuten Deutschlands in Ausführung des Artikels 32 zur Pflicht 

gemachte Verhalten bedeutet keinerlei Einengung der pflichtmäßigen Verkündigung und Erläuterung 

der dogmatischen und sittlichen Lehren und Grundsätze der Kirche. 

Geheimanhang zum Reichskonkordat 

(Die hohen Vertragsschließenden vereinbaren Geheimhaltung des Anhangs). 

Im Falle einer Umbildung des gegenwärtigen deutschen Wehrsystems im Sinne der Einführung der 

allgemeinen Wehrpflicht wird die Heranziehung von Priestern und anderen Mitgliedern des Welt- und 

Ordensklerus zur Leistung der Militärdienstpflicht im Einvernehmen mit dem Heiligen Stuhl nach 

Maßgabe etwa folgender Leitgedanken geregelt werden: 

a) Die in kirchlichen Anstalten befindlichen Studierenden der Philosophie und Theologie, die 

sich auf das Priestertum vorbereiten, sind vom Militärdienst und den darauf vorbereitenden Übungen 

befreit, ausgenommen der Fall der allgemeinen Mobilisierung. 

b) Im Falle einer allgemeinen Mobilisierung sind die Geistlichen, die in der Diözesanverwaltung 

oder in der Seelsorge beschäftigt sind, von der Gestellung frei. Als solche gelten die Ordinarien, die 

Mitglieder der Ordinariate, die Vorsteher der Seminare und kirchlichen Konvikte, die 

Seminarprofessoren, die Pfarrer, Kuraten, Rektoren, Koadjutoren und die Geistlichen, die dauernd 

einer Kirche mit öffentlichem Gottesdienst vorstehen. 

c) Die übrigen Geistlichen treten, falls sie tauglich erklärt werden, in die Wehrmacht des Staates 

ein, um unter der kirchlichen Jurisdiktion des Armeebischofs sich der Seelsorge bei den Truppen zu 

widmen, falls sie nicht zum Sanitätsdienst eingezogen werden. 



d) Die übrigen Kleriker in sacris oder Ordensleute, die noch nicht Priester sind, sind dem 

Sanitätsdienst zuzuteilen. Dasselbe soll im Rahmen des Möglichen mit den unter a) erwähnten 

Priesteramtskandidaten geschehen, die noch nicht die höheren Weihen erhalten haben. 

In der Vatikanstadt, am 20. Juli 1933 

Eugenio Cardinale Pacelli 

Franz von Papen 

1.1.2 Vertrag des Freistaates Preußen mit dem Heiligen Stuhle 

[Preußenkonkordat] 

Vom 14.06.1929 (Preußische Gesetzessammlung S. 152), in Kraft seit 13.08.1929 (Preußische 

Gesetzessammlung S. 173), Vertragsgesetz vom 03.08.1929 

(Preußische Gesetzessammlung S. 151)  

Seine Heiligkeit Papst Pius XI. und das Preußische Staatsministerium, die in dem Wunsche einig sind, 

die Rechtslage der katholischen Kirche in Preußen den veränderten Verhältnissen anzupassen, haben 

beschlossen, sie in einem förmlichen Vertrag neu und dauernd zu ordnen. 

Zu diesem Zwecke haben Seine Heiligkeit zu Ihrem Bevollmächtigten Seine Exzellenz den Herrn 

Apostolischen Nuntius in Berlin und Erzbischof von Sardes Dr. Eugen Pacelli und das Preußische 

Staatsministerium zu seinen Bevollmächtigten den Herrn Preußischen Ministerpräsidenten Dr. Otto 

Braun, den Herrn Preußischen Staatsminister und Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung 

Professor D. Dr. Carl Heinrich Becker und den Herrn Preußischen Staats- und Finanzminister Dr. 

Hermann Höpker Aschoff ernannt, die nach Austausch ihrer für gut und richtig befundenen 

Vollmachten folgende Bestimmungen vereinbart haben. 

Artikel 1 [Schutz der freien Religionsausübung] 

Der Freiheit des Bekenntnisses und der Ausübung der katholischen Religion wird der Preußische Staat 

den gesetzlichen Schutz gewähren. 

Artikel 2 [Diözesanorganisation] 

(1) Die gegenwärtige Diözesanorganisation und -zirkumskription der katholischen Kirche Preußens 

bleibt bestehen, soweit sich nicht aus dem folgenden Änderungen ergeben. 

(2) In Aachen wird wieder ein Bischöflicher Stuhl errichtet und das Kollegiat- in ein Kathedralkapitel 

umgewandelt. Das Bistum Aachen wird den Regierungsbezirk Aachen sowie die Kreise Grevenbroich, 

Gladbach, M. Gladbach, Rheydt, Krefeld (Stadt und Land) und Kempen umfassen und der Kölner 

Kirchenprovinz angehören. 

(3) Dem Bistum Osnabrück werden die bisher von seinem Bischof verwalteten Missionsgebiete 

einverleibt. Es wird in Zukunft Suffraganbistum des Metropoliten von Köln sein. 

(4) Dem Bischöflichen Stuhle zu Paderborn wird der Metropolitancharakter verliehen; das dortige 

Kathedralkapitel wird Metropolitankapitel. Zur Paderborner Kirchenprovinz werden außer dem 

Erzbistum Paderborn die Bistümer Hildesheim und Fulda gehören. An die Diözese Fulda tritt die 

Paderborner die Bezirke ihres Kommissariats Heiligenstadt und ihres Dekanats Erfurt ab. 



(5) Das Bistum Fulda überläßt den Kreis Grafschaft Schaumburg dem Bistum Hildesheim und den 

bisher ihm zugehörigen Teil der Stadt Frankfurt dem Bistum Limburg. Wie Fulda so wird auch dieses 

aus seinem bisherigen Metropolitanverband gelöst, aber der Kölner Kirchenprovinz angegliedert. 

(6) Der Bischöfliche Stuhl von Breslau wird zum Sitze eines Metropoliten, das Breslauer Kathedral- 

zum Metropolitankapitel erhoben. Der bisher dem Bischof von Breslau mitunterstehende 

Delegaturbezirk Berlin wird selbständiges Bistum, dessen Bischof und Kathedralkapitel bei St. 

Hedwig in Berlin ihren Sitz nehmen. In Schneidemühl wird für die derzeit von einem Apostolischen 

Administrator verwalteten westlichen Restgebiete des Erzbistums (Gnesen-)Posen und des Bistum 

Kulm eine Praelatura nullius errichtet. Das zur Zeit vom Bischof von Ermland als Apostolischem 

Administrator mitverwaltete, früher zur Diözese Kulm gehörige Gebiet von Pomesanien wird mit dem 

Bistum Ermland vereinigt. Die Bistümer Ermland und Berlin und die Prälatur Schneidemühl werden 

zusammen mit dem Erzbistum Breslau die Breslauer Kirchenprovinz bilden. 

(7) Das Kathedralkapitel in Aachen wird aus dem Propste, sechs residierenden und vier 

nichtresidierenden Kapitularen und sechs Vikaren, das Kathedralkapitel in Berlin aus dem Propste, 

fünf residierenden und einem nichtresidierenden Kapitular und vier Vikaren, das Kathedralkapitel in 

Frauenburg in Zukunft aus dem Propste, dem Dechanten, sechs residierenden und vier 

nichtresidierenden Kapitularen und vier Vikaren bestehen. Im Metropolitankapitel von Breslau wird 

die bisher dem Propste von St. Hedwig in Berlin vorbehaltene Stelle aufgehoben. In Hildesheim und 

in Fulda wird die Zahl der residierenden Domkapitulare künftig fünf betragen.  

(8) Eines der nichtresidierenden Mitglieder der Metropolitankapitel von Köln und Breslau und des 

Kathedralkapitels von Münster soll der in dem betreffenden Erzbistum oder Bistum bestehenden 

theologischen Fakultät entnommen werden. 

(9) Eine in Zukunft etwa erforderlich erscheinende Neuerrichtung eines Bistums oder einer 

Kirchenprovinz oder sonstige Änderung der Diözesanzirkumskription bleibt ergänzender späterer 

Vereinbarung vorbehalten. Dieser Form bedarf es nicht bei Grenzverlegungen, die lediglich im 

Interesse der örtlichen Seelsorge entstehen. 

(10) Zur Unterstützung des Diözesanbischofs wird in Zukunft den Erzbischöflichen Stühlen von Köln, 

Breslau und Paderborn und den Bischöflichen Stühlen von Trier, Münster und Aachen ein 

Weihbischof zugeteilt sein, der vom Heiligen Stuhl auf Ansuchen des Diözesanbischofs ernannt wird. 

Nach Bedarf können in derselben Weise für die genannten und andere Bistümer weitere Weihbischöfe 

bestellt werden. Zum Sitz eines Weihbischofs wird ein anderer Ort als der Sitz des Diözesanbischofs 

erst nach Benehmen mit der Preußischen Staatsregierung bestimmt werden. 

Artikel 3 [Errichtung kirchlicher Ämter] 

Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 2 können kirchliche Ämter frei errichtet und 

umgewandelt werden, falls Aufwendungen aus Staatsmitteln nicht beansprucht werden. Die staatliche 

Mitwirkung bei der Bildung und Veränderung von Kirchengemeinden erfolgt nach Richtlinien, die mit 

den Diözesanbischöfen vereinbart werden. 

Artikel 4 [Dotation der Diözesen und Diözesenanstalten] 

(1) Die Dotation der Diözesen und Diözesananstalten wird künftig jährlich zwei Millionen 

achthunderttausend Reichsmark betragen. Im Einzelnen wird sie gemäß besonderer Vereinbarung 

verteilt werden. 



(2) Die Dienstwohnungen und die Diözesanzwecken dienenden Gebäude bleiben der Kirche 

überlassen. Die bestehenden Eigentums- und Nutzungsrechte werden auf Verlangen durch Eintragung 

in das Grundbuch gesichert werden. 

(3) Für eine Ablösung der Staatsleistungen gemäß Artikel 138 Abs. 1 der Verfassung des Deutschen 

Reichs
4
 bleibt die bisherige Rechtslage der Diözesandotation maßgebend. 

Artikel 5 [Eigentumsrechte] 

(1) Das Eigentum und andere Rechte der öffentlich-rechtlichen Körperschaften, Anstalten und  

Stiftungen der katholischen Kirche an ihrem Vermögen werden nach Maßgabe der Verfassung des 

Deutschen Reichs gewährleistet.
5
 

(2) Soweit staatliche Gebäude oder Grundstücke Zwecken der Kirche gewidmet sind, bleiben sie 

diesen, unbeschadet etwa bestehender Verträge, nach wie vor überlassen. 

Artikel 6 [Wahl von Bischof und Erzbischof] 

(1) Nach Erledigung eines Erzbischöflichen oder Bischöflichen Stuhles reichen sowohl das 

betreffende Metropolitan- oder Kathedralkapitel als auch die Diözesanerzbischöfe  

und -bischöfe Preußens dem Heiligen Stuhle Listen von kanonisch geeigneten Kandidaten ein. Unter 

Würdigung dieser Listen benennt der Heilige Stuhl dem Kapitel drei Personen, aus denen es in freier, 

geheimer Abstimmung den Erzbischof oder Bischof zu wählen hat. Der Heilige Stuhl wird zum 

Erzbischof oder Bischof niemand bestellen, von dem nicht das Kapitel nach der Wahl durch Anfrage 

bei der Preußischen Staatsregierung festgestellt hat, daß Bedenken politischer Art gegen ihn nicht 

bestehen. 

(2) Bei der Aufstellung der Kandidatenliste und bei der Wahl wirken die nichtresidierenden 

Domkapitulare mit. 

Artikel 7 [Ernennung von Praelatus nullius und Koadjuktor] 

Zum Praelatus nullius und zum Koadjutor eines Diözesanbischofs mit dem Rechte der Nachfolge 

wird der Heilige Stuhl niemand ernennen, ohne vorher durch Anfrage bei der Preußischen 

Staatsregierung festgestellt zu haben, dass Bedenken politischer Art gegen den Kandidaten nicht 

bestehen. 

Artikel 8 [Dignitäten der Metropolitan- und der Kathedralkapitel] 

(1) Die Dignitäten der Metropolitan- und der Kathedralkapitel verleiht der Heilige Stuhl, und zwar 

beim Vorhandensein zweier Dignitäten die erste (Dompropstei) auf Ansuchen des Kapitels, die zweite 

(Domdekanat) auf Ansuchen des Diözesanbischofs, beim Vorhandensein nur einer Dignität 

(Dompropstei oder Domdekanat) diese abwechselnd auf Ansuchen des Kapitels und des 

Diözesanbischofs. 

(2) Die Kanonikate der Kapitel besetzt der Diözesanbischof abwechselnd nach Anhörung und mit 

Zustimmung des Kapitels. Die Abwechslung findet bei residentialen und nichtresidentialen 

Kanonikaten gesondert statt. 

                                                           
4
 Anm.: Artikel 138 der Weimarer Reichsverfassung ist im Ersten Teil unter Punkt A im Rahmen der 

entsprechenden Verweisung des Grundgesetzes abgedruckt. 

5
 Vgl. unter anderem Artikel 138 Abs. 2 der Weimarer Reichsverfassung, Erster Teil, Punkt A. 



(3) Die Domvikarien besetzt der Diözesanbischof nach Anhörung des Kapitels. 

Artikel 9 

(1) Angesichts der in diesem Vertrag zugesicherten Dotation der Diözesen und Diözesananstalten wird 

ein Geistlicher zum Ordinarius eines Erzbistums oder Bistums oder der Praelatura nullius, zum 

Weihbischof, zum Mitglied eines Domkapitels, zum Domvikar, zum Mitglied einer Diözesanbehörde 

oder zum Leiter oder Lehrer an einer Diözesanbildungsanstalt nur bestellt werden, wenn er 

a) die deutsche Reichangehörigkeit hat, 

b) ein zum Studium an einer deutschen Universität berechtigendes Reifezeugnis besitzt, 

c) ein mindestens dreijähriges philosophisch-theologisches Studium an einer deutschen 

staatlichen Hochschule oder an einem der gemäß Artikel 12 hierfür bestimmten bischöflichen 

Seminare oder an einer päpstlichen Hochschule in Rom zurückgelegt hat. 

(2) Bei kirchlichem und staatlichem Einverständnis kann von den in Abs. 1 zu a, b und c genannten 

Erfordernissen abgesehen werden: insbesondere kann das Studium an anderen deutschsprachigen 

Hochschulen als den zu c genannten anerkannt werden. 

(3) Mindestens zwei Wochen vor der beabsichtigten Bestellung eines Geistlichen zum Mitglied eines 

Domkapitels oder zum Leiter oder Lehrer an einem Diözesanseminar wird die zuständige kirchliche 

Stelle der Staatsbehörde von dieser Absicht und, mit besonderer Rücksicht auf Abs. 1 dieses Artikels 

und gegebenenfalls auf Abs. 2 des Artikels 12, von den Personalien des betreffenden Geistlichen 

Kenntnis geben. Eine entsprechende Anzeige wird alsbald nach der Bestellung eines Bistums-

(Prälatur-)Verwesers, eines Weihbischofs und eines Generalvikars gemacht werden. 

Artikel 10 

(1) Die Diözesanbischöfe (der Praelatus nullius) werden an die Geistlichen, denen ein Pfarramt 

dauernd übertragen werden soll, die in Artikel 9 Abs. 1 zu a bis c und an die sonstigen in der 

Pfarrseelsorge anzustellenden Geistlichen mindestens die dort zu a und b genannten Anforderungen 

stellen. Für beide Fälle gilt Artikel 9 Abs. 2. 

(2) Im Falle der dauernden Übertragung eines Pfarramts wird der Diözesanbischof (Praelatus nullius) 

alsbald nach der Ernennung der Staatsbehörde von den Personalien des Geistlichen, mit besonderer 

Rücksicht auf Abs. 1 dieses Artikels, Kenntnis geben. 

Artikel 11 [Staatspatronat] 

Bis zu einer neuen Vereinbarung, insbesondere für den Fall des Erlasses des in Artikel 83 der 

Verfassung des Freistaats Preußen vorgesehenen Gesetzes
6
, wird die Präsentation auf Grund eines 

sogenannten Staatspatronats durch die Staatsbehörde erst nach Benehmen mit dem Diözesanbischof 

oder Praelatus nullius gemäß besonders zu vereinbarender Anweisung geschehen. 

Artikel 12 [Wissenschaftliche Vorbildung] 

                                                           
6
 Anm.: Artikel 83 der Verfassung des Freistaates Preußen vom 30.11.1920 (GS. Preußen S. 543) lautet: 

Auf Antrag eines Beteiligten ist ein bestehendes Patronat aufzuheben, sobald die vermögensrechtlichen 

Verpflichtungen abgelöst sind. Das Gesetz regelt das Verfahren und stellt die Grundsätze für die Ablösung auf. 



(1) Für die wissenschaftliche Vorbildung der Geistlichen bleiben die katholisch-theologischen 

Fakultäten an den Universitäten in Breslau, Bonn und Münster und an der Akademie in Braunsberg 

bestehen. Ihr Verhältnis zur kirchlichen Behörde regelt sich entsprechend den für die katholisch-

theologischen Fakultäten in Bonn und Breslau geltenden Statuten. 

(2) Der Erzbischof von Paderborn und die Bischöfe von Trier, Fulda, Limburg, Hildesheim und 

Osnabrück sind berechtigt, in ihren Bistümern ein Seminar zur wissenschaftlichen Vorbildung der 

Geistlichen zu besitzen. Der Unterricht an diesen Seminaren wird ebenso wie den kirchlichen 

Vorschriften dem deutschen theologischen Hochschulunterricht entsprechen. Die genannten 

Diözesanbischöfe werden dem Preußischen Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung von 

den Statuten und dem Lehrplan der Seminare Kenntnis geben. Zu Lehrern an den Seminaren werden 

nur solche Geistliche berufen werden, die für die Lehrtätigkeit in dem zu vertretenden Fach eine den 

Anforderungen der deutschen wissenschaftlichen Hochschulen entsprechende Eignung haben. 

Artikel 13 [Auslegung] 

Die Hohen Vertragschließenden werden eine etwa in Zukunft zwischen ihnen entstehende 

Meinungsverschiedenheit über die Auslegung einer Bestimmung dieses Vertrages auf 

freundschaftliche Weise beseitigen. 

Artikel 14 [Ratifikation] 

(1) Dieser Vertrag, dessen deutscher und italienischer Text gleiche Kraft haben, soll ratifiziert und die 

Ratifikationsurkunden sollen möglichst bald in Berlin ausgetauscht werden. Er tritt mit dem Tag ihres 

Austausches in Kraft. 

(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieses Vertrages treten die seinen Bestimmungen 

entgegenstehenden Gesetze und Verordnungen außer Kraft. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten diesen Vertrag unterzeichnet. Geschehen in doppelter 

Urschrift.  

Berlin, den 14. Juni 1929 

gez. Eugenio Pacelli, Arcivescovo di Sardi, Nunzio Apostolico 

gez. Dr. Otto Braun, Preußischer Ministerpräsident 

gez. D. Dr. Carl H. Becker, Preußischer Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung 

gez. Dr. Hermann Höpker Aschoff, Preußischer Finanzminister 

Schlussprotokoll
7
 

Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tage geschlossenen Vertrages des Freistaats  

Preußen mit dem Heiligen Stuhle haben die ordnungsmäßig bevollmächtigten Unterzeichneten 

folgende übereinstimmende Erklärungen abgegeben, die einen integrierenden Bestandteil des 

Vertrages selbst bilden. 

Zu Artikel 4 Absatz 1 Satz 1 

                                                           
7
 Anm.: Das Schlussprotokoll bildet einen „integrierenden Bestandteil des Konkordats selbst“. 



Bei Bemessung der Dotation ist von dem derzeitigen Stande der Aufwendungen des Preußischen 

Staates für vergleichbare persönliche und sächliche Zwecke ausgegangen worden. Es besteht 

Einverständnis darüber, daß in Zukunft hierin etwa eintretende Änderungen bei der Dotation 

entsprechende Berücksichtigung finden sollen. 

Zu Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe c 

Das an einer österreichischen staatlichen Universität zurückgelegte philosophisch-theologische 

Studium wird entsprechend den Grundsätzen gleichberechtigt, die für andere geisteswissenschaftliche 

Fächer gelten werden. 

Zu Artikel 9 Absatz 3 Satz 1 

Ein staatliches Einspruchsrecht wird hierdurch nicht begründet. 

Zu Artikel 12 Absatz 1 Satz 2 

Der Sinn des § 4 Ziffer 1 und 2 der Bonner und des § 48 Buchst. a und b der Breslauer Statuten ist 

folgender: 

Bevor an einer katholisch-theologischen Fakultät jemand zur Ausübung des Lehramts angestellt oder 

zugelassen werden soll, wird der zuständige Bischof gehört werden, ob er gegen die Lehre oder den 

Lebenswandel des Vorgeschlagenen begründete Einwendungen zu erheben habe. Die Anstellung oder 

Zulassung eines derart Beanstandeten wird nicht erfolgen. 

Die der Anstellung (Abs. 1) vorangehende Berufung, d.h. das Angebot des betreffenden Lehrstuhls 

durch den Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, wird in vertraulicher Form und mit 

dem Vorbehalt der Anhörung des Diözesanbischofs geschehen. Gleichzeitig wird der Bischof 

benachrichtigt und um seine Äußerung ersucht werden, für die ihm eine ausreichende Frist gewährt 

werden wird. In der Äußerung sind die gegen die Lehre oder den Lebenswandel des Vorgeschlagenen 

bestehenden Bedenken darzulegen; wie weit der Bischof in dieser Darlegung zu gehen vermag, bleibt 

seinem pflichtmäßigen Ermessen überlassen. Die Berufung wird erst veröffentlicht werden, nachdem 

der Bischof dem Minister erklärt hat, daß er Einwendungen gegen die Lehre und den Lebenswandel 

des Berufenen nicht zu erheben habe. 

Sollte ein einer katholisch-theologischen Fakultät angehöriger Lehrer in seiner Lehrtätigkeit oder in 

Schriften der katholischen Lehre zu nahe treten oder einen schweren oder ärgerlichen Verstoß gegen 

die Erfordernisse des priesterlichen Lebenswandels begehen, so ist der zuständige Bischof berechtigt, 

dem Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung hiervon Anzeige zu machen. Der Minister 

wird in diesem Fall, unbeschadet der dem Staatsdienstverhältnis des Betreffenden entspringenden 

Rechte, Abhilfe leisten, insbesondere für einen dem Lehrbedürfnis entsprechenden Ersatz sorgen. 

Zu Artikel 12 Absatz 2 Satz 4 

Die Eignung wird hauptsächlich durch eine der akademischen Habilitationsschrift entsprechende 

wissenschaftliche Arbeit nachgewiesen: sofern diese von besonderer wissenschaftlicher Bedeutung ist, 

kann von dem Erfordernis der theologischen Promotion abgesehen werden. 

Berlin, den 14. Juni 1929 

gez. Eugenio Pacelli, Arcivescovo di Sardi, Nunzio Apostolico 

gez. Dr. Otto Braun, Preußischer Ministerpräsident 



gez. D. Dr. Carl H. Becker, Preußischer Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung 

gez. Dr. Hermann Höpker Aschoff, Preußischer Finanzminister 

 

 

1.1.3 Vertrag des Freistaates Preußen mit den Evangelischen Landeskirchen  

Vom 11.05.1931 (Preußische Gesetzessammlung S. 107), in Kraft seit 29.06.1931 

(Preußische Gesetzessammlung S. 123), Vertragsgesetz vom 26.06.1931 

(Preußische Gesetzessammlung S. 107)
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Das Preußische Staatsministerium und die verfassungsmäßigen Vertreter der Evangelischen 

Landeskirchen in Preußen haben beschlossen, die Rechtslage der Kirchen mit Rücksicht auf die 

veränderten Verhältnisse in einem förmlichen Vertrag neu und dauernd zu ordnen wie folgt: 

Artikel 1 

Der Freiheit, den evangelischen Glauben zu bekennen und auszuüben, wird der Preußische Staat den 

gesetzlichen Schutz gewähren. 

Artikel 2 

(1) Die Kirchliche Gesetze und Notverordnungen über die vermögensrechtliche Vertretung der 

Kirchen, ihrer öffentlich-rechtlichen Verbände, Anstalten und Stiftungen sowie über die Ordnung der 

Vermögensverwaltung werden dem Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung vorgelegt 

werden. 

(2) Der Minister kann gegen solche Gesetze (Notverordnungen) Einspruch erheben, sofern sie eine 

geordnete Geschäftsführung nicht gewährleisten. Der Einspruch ist bis zum Ablauf eines Monats seit 

der Vorlegung zulässig. Über den Einspruch entscheidet auf Klage der Kirche das im 

Verwaltungsstreitverfahren in oberster Instanz zuständige Gericht. 

Artikel 3 

Artikel 2 findet auf die Satzungen der öffentlich-rechtlichen kirchlichen Verbände, Anstalten und  

Stiftungen mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, daß an die Stelle des Ministers für 

Wissenschaft, Kunst und Volksbildung eine von diesem zu bestimmende Behörde tritt. 

Artikel 4 

Unbeschadet der Bestimmungen der Artikel 2 und 3 können kirchliche Ämter frei errichtet und 

umgewandelt werden, falls Aufwendungen aus Staatsmitteln nicht beansprucht werden. Die staatliche 

Mitwirkung bei der Bildung und Veränderung von Kirchengemeinden und anderen öffentlich-

rechtlichen kirchlichen Verbänden erfolgt nach Richtlinien, die mit den Kirchen vereinbart werden. 

Artikel 5 

                                                           
8
 mit der Auslösung Preußens durch Gesetz vom 25. Februar 1947 wurden die Länder, die auf dem Staatsgebiete 

des ehemaligen Preußen gegründet wurden, gemeinschaftlicher Nachfolger Preußens als Vertragsparteien des 

Vertrags 



(1) Die Dotation der Kirchen für kirchenregimentliche Zwecke wird künftig jährlich vier Millionen  

neunhundertfünfzigtausend Reichsmark betragen. Sie wird auf die Kirchen gemäß besonderer 

Vereinbarung verteilt werden. 

(2) Die den kirchenregimentlichen Zwecken dienenden Gebäude und Dienstwohnungen sowie deren 

Einrichtungsgegenstände bleiben den Kirchen überlassen. Die bestehenden Eigentums- und 

Nutzungsrechte werden auf Verlangen durch Eintragung in das Grundbuch gesichert werden. Fälle 

gemeinschaftlicher Benutzung werden durch besondere Vereinbarung geregelt werden. Die bauliche 

Unterhaltung wird nach den für Staatsgebäude jeweils geltenden allgemeinen Grundsätzen erfolgen. 

(3) Für eine Ablösung der Staatsleistungen gemäß Artikel 138 Abs. 1 der Verfassung des Deutschen 

Reichs bleibt die bisherige Rechtslage der Dotation maßgebend. 

Artikel 6 

(1) Den Kirchen, ihren öffentlich-rechtlichen Verbänden, Anstalten und Stiftungen werden das 

Eigentum und andere Rechte an ihrem Vermögen nach Maßgabe der Verfassung des Deutschen 

Reichs gewährleistet. 

(2) Soweit staatliche Gebäude oder Grundstücke Zwecken der evangelischen Kirche gewidmet sind, 

bleiben sie diesen, unbeschadet etwa bestehender Verträge, nach wie vor überlassen. 

Artikel 7 

Zum Vorsitzenden einer Behörde der Kirchenleitung oder einer höheren kirchlichen 

Verwaltungsbehörde sowie zum Inhaber eines Amtes, mit dem der Vorsitz oder die Anwartschaft auf 

den Vorsitz einer solchen Behörde verbunden ist, wird niemand ernannt werden, von dem nicht die 

zuständige kirchlei Stelle durch Anfrage bei der Preußischen Staatsregierung festgestellt hat. daß 

Bedenken politischer Art gegen ihn nicht bestehen. 

Artikel 8 

(1) Angesichts der in diesem Vertrag zugesicherten Dotation wird ein Geistlicher als Vorsitzender 

oder Mitglied einer Behörde der Kirchenleitung oder einer höheren kirchlichen Verwaltungsbehörde, 

ferner als Leiter oder Lehrer an einer der praktischen Vorblidung der Geistlichen gewidmeten Anstalt 

nur angestellt werden, wenn er 

a) die deutsche Reichsangehörigkeit hat, 

b) ein zum Studium an einer deutschen Universität berechtigendes Reifezeugnis besitzt, 

c) ein mindestens dreijähriges theologisches Studium an einer deutschen staatlichen Hochschule 

zurückgelegt hat. 

(2) Wird in einem solchen Amt ein Nichtgeistlicher angestellt, so findet die Vorschrift des Abs. 1 zu a 

Anwendung. 

(3) Bei kirchlichem und staatlichem Einverständnis kann von den in Abs. 1 und 2 genannten 

Erfordernissen abgesehen werden; insbesondere kann das Studium an anderen deutschsprachigen 

Hochschulen als den in Abs. 1 zu c genannten anerkannt werden. 

(4) Mindestens zwei Wochen vor der beabsichtigten Anstellung in einem der in Abs. 1 und 2 

bezeichneten Ämter wird die zuständige kirchliche Behörde dem Minister für Wissenschaft, Kunst 

und Volksbildung von dieser Absicht und, mit besonderer Rücksicht auf die vorgenannten 



Anstellungserfordernisse, von den Personalien des in Aussicht genommenen Amtsträgers Kenntnis 

geben. Bei einer Versetzung auf ein anderes Amt gleicher Art genügt eine alsbaldige nachträgliche 

Anzeige. 

Artikel 9 

(1) Für die Anstellung als Pfarrer gelten die in Artikel 8 Abs. 1 zu a, b und c, für die Anstellung als  

Hilfsgeistlicher im pfarramtlichen Dienst mindestens die dort zu a und b genannten Erfordernisse. 

Artikel 8 Absatz 3 findet Anwendung. 

(2) Alsbald nach der Ernennung eines Pfarrers wird der Staatsbehörde von seinen Personalien, mit 

besonderer Rücksicht auf Abs. 1 dieses Artikels, Kenntnis gegeben werden. 

Artikel 10 

Die Pfarrstellen fiskalischen Patronats im Gebiet der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union 

werden bis zu einer neuen Vereinbarung insbesondere für den Fall des Erlasses des in Artikel 83 der 

Verfassung des Freistaats Preußen vorgesehenen Gesetzes, nach Benehmen zwischen Staats- und 

Kirchenbehörde besetzt, soweit nicht die Besetzung einem anderen zusteht. Das Nähere regelt eine 

besonders zu vereinbarende Anweisung.  

Artikel 11 

(1) Für die wissenschaftliche Vorbildung der Geistlichen bleiben die evangelisch-theologische 

Fakultäten an den Universitäten in Berlin, Bonn, Breslau, Göttingen, Greifswald, Halle, Kiel, 

Königsberg, Marburg und Münster bestehen. 

(2) Vor der Anstellung eines ordentlichen oder außerordentlichen Professors an einer evangelisch-

theologischen Fakultät wird der kirchlichen Behörde Gelegenheit zu gutachtlicher Äußerung gegeben 

werden. 

(3) Die Ernennung der evangelischen Universitätsprediger geschieht durch die Staatsbehörde im 

Einvernehmen mit der Kirchenbehörde. 

Artikel 12 

Die Vertragschließenden werden eine etwa in Zukunft zwischen ihnen entstehende 

Meinungsverschiedenheit über die Auslegung einer Bestimmung dieses Vertrages auf 

freundschaftliche Weise beseitigen. 

Artikel 13 

(1) Dieser Vertrag soll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden sollen möglichst bald in Berlin  

ausgetauscht werden. Er tritt mit dem Tage ihres Austausches in Kraft. 

(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieses Vertrages treten die seinen Bestimmungen 

entgegenstehenden Gesetze und Verordnungen außer Kraft. 

Zu Urkund dessen ist dieser Vertrag in doppelter Urschrift unterzeichnet worden. 

Berlin, den 11. Mai 1931 



Das Preußische Staatsministerium. 

Dr. Otto Braun, Preußischer Ministerpräsident 

Dr. Hermann Höpker Aschoff, Preußischer Finanzminister 

Adolf Grimme, Preußischer Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung 

Der Kirchensenat der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union. 

D. Friedrich Winckler 

D Dr. Hermann Kapler, 

D. Georg Burghardt 

Der Landesbischof, der Vorsitzende des Landeskirchenausschusses und der Präsident des 

Landeskirchenamts der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers. 

D. August Marahrens 

D. Georg Schaaf 

Max Schramm 

Die Kirchenregierung der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Schleswig-Holstein. 

D. Adolf Mordhorst 

D. Dr. Traugott Freiherr von Heintze 

Die Kirchenregierung der Evangelischen Landeskirchen in Hessen-Kassel 

D. Heinrich Möller, Landesoberpfarrer 

Dr. Karl Bähr, Präsident des Landeskirchenamts 

Die Landeskirchenregierung der Evangelischen Landeskirche in Nassau 

D. August Lortheuer, Evangelischer Landesbischof 

Dr. Hans Theinert, Präsident des Evangelischen Landeskirchenamts 

Der Landeskirchenrat der Evangelischen Landeskirche Frankfurt am Main 

D. Richard Schulin, Präsident des Evangelischen Landeskirchenrats 

D. Johannes Kübel, Kirchenrat 

Der Landeskirchenvorstand der Evangelisch-reformierten Landeskirche der Provinz Hannover. 

Otto Koopmann, Präsident des Landeskirchenrates 

Der Landeskirchenrat der Evangelischen Landeskirche von Waldeck und Pyrmont. 

Hermann Dihle, Präsident des Landeskirchenrates 

 

Schlussprotokoll 

Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tage geschlossenen Vertrages des Freistaats Preußen und  

den Evangelischen Landeskirchen sind folgende übereinstimmende Erklärungen abgegeben worden, 

die einen integrierenden Bestandteil des Vertrages bilden. 

Zu Art. 2 Abs. 1 

Die Ordnung der kirchlichen Vermögensverwaltung umfaßt die Bildung der Verwaltungsorgane und 

die allgemeine Gestaltung ihrer Geschäftsführung. 

Zu Art. 2 Abs. 2 



Es besteht Übereinstimmung darüber, daß ein kirchliches Gesetz (eine Notverordnung) nicht eher in 

Kraft gesetzt werden wird, als der Einspruch zurückgenommen oder aufgehoben ist. 

Zu Art. 4 Satz 2 

Die Richtlinien können auch die staatliche Mitwirkung bei der Vermögensauseinandersetzung regeln. 

Zu Art. 5 Abs. 1 Satz 1. (1) Die Dotation enthält auch die Abgeltung der im Bereich der 

Evangelischen Kirche der altpreußischen Union und der Evangelischen Landeskirche in Nassau von 

staatlichen Behörden bisher geführten kirchlichen Kassengeschäfte. 

(2) Auf die Dotation werden die in § 4 Abs. 3 und 4 des Staatsgesetzes vom 15. Oktober 1924 (GS S. 

607) genannten Bezüge angerechnet. 

(3) Bei Bemessung der Dotation ist von dem derzeitigen Stande der Aufwendungen des Preußischen 

Staates für vergleichbare persönliche und sächliche Zwecke ausgegangen worden. Es besteht 

Einverständnis darüber, daß in Zukunft hierin etwa eintretende Änderungen bei der Dotation 

entsprechende Berücksichtigung finden sollen. 

Zu Art. 5 Abs. 2 Satz 4 

Die kirchlichen Aufwendungen für die bauliche Unterhaltung der vom Staate zu unterhaltenden 

Predigerseminare werden den Beträgen der Dotation angepaßt werden. 

Zu Art. 7 

(1) Eine Ernennung im Sinne dieses Artikels liegt nicht vor, wenn der Vorsitz der Behörde mit einem 

synodalen Amt als solchem verbunden ist. Die Anwendung des Artikels wird nicht dadurch 

ausgeschlossen, daß der Inhaber eines der in ihm genannten kirchlichen Ämter auf den Vorsitz oder 

die Anwartschaft verzichtet. 

(2) Es besteht Einverständnis darüber, daß als politische Bedenken im sinne dieses Artikels nur 

staatspolitische, nicht dagegen kirchliche oder parteipolitische gelten. Bei etwaigen 

Meinungsverschiedenheiten hierüber (Art. 12) wird die preußische Staatsregierung auf Wunsch die 

Tatsachen angeben, aus denen sie die Bedenken herleiten. Die Feststellung bestrittener Tatsachen wird 

auf Antrag einer von Staat und Kirche gemeinsam zu bestellenden Kommission übertragen, die zu 

Beweiserhebungen und Rechtshilfeersuchen nach den für preußische Verwaltungsgerichte geltenden 

Vorschriften befugt ist. 

Zu Art. 8 Abs. 1 

Vorbildungsanstalt im Sinne dieser Bestimmung ist auch ein Sammelvikariat, nicht aber eine Anstalt 

zur Vorbildung für den kirchlichen Dienst an deutschen Evangelischen außerhalb Deutschlands. 

Zu Art. 8 Abs. 1 Buchstabe c 

Das an einer österreichischen staatlichen Universität zurückgelegte theologische Studium wird auf 

Wunsch der beteiligten Kirche entsprechend den Grundsätzen, die für andere geisteswissenschaftliche 

Fächer gelten werden, als gleichberechtigt anerkannt. 

Zu Art. 8 Abs. 4 Satz 1 

Ein staatliches Einspruchsrecht wird hierdurch nicht begründet. 



Zu Art. 11 Abs. 1 

Wird eine der genannten preußischen Universitäten mit  einer außerpreußischen vereinigt, so wird an 

der vereinigten Universität eine evangelisch-theologische Fakultät erhalten bleiben, die hinsichtlich 

ihres Verhältnisses zur kirchlichen Behörde den bisher im Gebiet der vertragschließenden Kirchen 

vorhandenen evangelisch-theologischen Fakultäten gleichgestellt wird. 

Zu Art. 11 Abs. 2 

(1) Bevor jemand als ordentlicher oder außerordentlicher Professor an einer evangelisch-theologischen 

Fakultät erstmalig angestellt werden soll, wird ein Gutachten in bezug auf Bekenntnis und Lehre des 

Anzustellenden von derjenigen obersten kirchlichen Verwaltungsbehörde erfordert werden, in deren 

Amtsbereich die Fakultät liegt. 

(2) Die der Anstellung vorangehende Berufung, d. h. das Angebot des betreffenden Lehrstuhls durch 

den Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, wird in vertraulicher Form und mit dem 

Vorbehalt der in Abs. 1 vorgesehenen Anhörung geschehen. Gleichzeitig wird die kirchliche 

Verwaltungsbehörde benachrichtigt und um ihr Gutachten ersucht werden, für welches ihr eine 

ausreichende Frist gewährt werden wird. 

(3) Etwaige Bedenken gegen Bekenntnis und Lehre des Anzustellenden werden von der kirchlichen 

Verwaltungsbehörde nicht erhoben werden, ohne daß sie sich mit Vertretern der übrigen Kirchen, die 

von diesen unter Berücksichtigung des Bekenntnisses der befragten Kirche zu bestimmen sind, beraten 

und festgestellt hat, ob ihre Bedenken überwiegend geraten und festgestellt hat, ob ihre Bedenken 

überwiegend geteilt werden. Das Ergebnis wird in dem Gutachten angegeben werden. Bei einer ohne 

Widerspruch der Fakultät erfolgenden Berufung wird die kirchliche Verwaltungsbehörde vor der 

etwaigen Einleitung des in Satz 1 vorgesehenen Verfahrens durch Vermittlung des Ministeriums für 

Wissenschaft, Kunst und Volksbildung in eine vertrauliche mündliche Fühlungsnahme mit der 

Fakultät eintreten, auf Wunsch der kirchlichen Verwaltungsbehörde oder der Fakultät unter 

Beteiligung eines der evangelischen Kirche angehörigen Vertreters des Ministeriums. 

(4) Solange das Gutachten nicht vorliegt, wird eine Veröffentlichung der Berufung nicht erfolgen. 

(5) Die vorstehenden Bestimmungen gelten auch für eine Wiederanstellung, falls der zu Berufende 

inzwischen die Zugehörigkeit zu einer evangelisch-theologischen Fakultät des Kirchengebietes 

verloren hatte. 

(6) Wird die Versetzung eines ordentlichen oder außerordentlichen Professors von einer evangelisch-

theologischen Fakultät im Gebiete der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union an eine andere 

evangelisch-theologische Fakultät dieses Gebietes beabsichtigt, so wird gleichzeitig mit der Berufung 

der Evangelischen Oberkirchenrat vertraulich unterrichtet; es steht ihm frei, sich über die durch die 

Versetzung berührten provinzialkirchlichen Interesse binnen eines Monats zu äußern. 

Zu Art. 11. Abs. 3 

(1) Der Universitätsprediger wird aus den ordinierten Mitgliedern der Fakultät ernannt. Mit seiner 

Einführung wird die Kirche einen ihrer obersten Geistlichen beauftragen. 

(2) Wird aus besonderen Gründen von der Ernennung eines Universitätspredigers abgesehen, so wird 

Sorge getragen werden, daß auf Grund besonderer Vereinbarung der evangelische akademische 

Gottesdienst von Mitgliedern der evangelisch-theologischen Fakultät abgehalten wird. 



Zu Art. 13 Abs. 2 

Es treten insbesondere die Artikel 2 und 3, Artikel 20 Abs. 1 Satz 3 des Staatsgesetzes vom 8. April 

1923 (GS. S. 221) außer Kraft. Die staatlichen Vorschriften über das kirchliche Steuer- und 

Umlagewesen, einschließlich derjenigen über die staatliche Mitwirkung bei der kirchlichen 

Gesetzgebung bleiben vorbehaltlich der Bestimmung in Satz 1 dieses Vermerks unberührt. 

Berlin, den 11. Mai 1931 

 


